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Nach Zeile 218 einfügen:

4.12

Die pauschale Sanktionierung von BDS-Sympathien als Antisemitismus über

kommunale Beschlüsse, Förderausschluss-Klauseln und IHRA-Bezüge in

Förderbescheiden lehnen wir ab. Wir fordern eine grundrechtskonforme,

kontextuelle Prüfung antisemitischer Inhalte gemäß Art. 5 GG, wie sie das

Bundesverwaltungsgericht in Urteilen seit 2022 zum BDS-Beschluss von 2019

mehrfach angemahnt hat.

Begründung
BVerwG-Urteile zum bayerischen Münchner Stadtratsbeschluss (zuletzt BVerwG 8

C 35.20) und Verfassungsblog-Kommentierungen 2023–2025; GFF-

Stellungnahmen zur Bundestagsresolution 20/13627.
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